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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. März 1955 

3 — 50400 — 2494/54 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Bundesregierung hat nach Billigung durch den Bundesrat am 
5. November 1954 beim Deutschen Bundestag den 

Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung des einheit- 
lichen Gefüges der Bezüge im öffentlichen Dienst 
(Vorläufiges Besoldungsrahmengesetz) 

- Drucksache 959 - 


eingebracht. 

In diesem Zeitpunkt lag eine Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichtes über den Antrag der Bundesregierung auf Feststellung der 
Ungültigkeit des nordrhein-westfälischen Besoldungsgesetzes vom 
9. Juni 1954 wegen Verstoßes gegen die Sperrvorschriften des Bundes 
noch nicht vor. Inzwischen hat der 2. Senat des Bundesverfassungs- 
gerichtes mit Urteil vom 1. Dezember 1954 die Klage als unbegrün- 
det zurückgewiesen. Die Urteilsbegründung enthält Grundsätze über 
die Rahmengesetzgebung des Bundes auf dem Gebiet der Beamten- 
besoldung, mit denen der Entwurf des Vorläufigen Besoldungsrah- 
mengesetzes nicht vereinbar ist. 

Die Bundesregierung hat daher beschlossen, den Gesetzentwurf zu- 
rückzuziehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 
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